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Diese viel fäl t igen pol i t ischen und pol i t isch-operat iven Er­

fordernisse einschl ießl ich notwendig zu schaffender Voraus­

setzungen können in ihrer Bedeutung für das Absehen von der 

Einlei tung eines Ermit t lungsverfahrens trotz Begründung des 

Verdachts einer Straftat nur dann r icht ig erfaßt und in der 

Untersuchungsarbeit  des MfS wirksam werden, wenn sie ihre 

jur ist isch adäquate Widerspiegelung f inden. Diese jur ist ische 

Widerspiegelung kann dabei nicht als unvermit tel ter normati­

ver Ausdruck konkreter pol i t ischer oder gar pol i t isch-opera­

t iver Notwendigkeiten oder Zweckmäßigkeiten ins sozial ist ische 

Strafverfahrensrecht verstanden werden.

Das käme einer Unter laufung sozial ist ischer Strafrechts- und 

Strafverfahrensrechtsgrundsätze gleich. Vielmehr kann diese 

jur ist ische Widerspiegelung gesel lschaft l ich erwachsender 

Erfordernisse einschl ießl ich der Erfordernisse der strafpro­

zessualen Tät igkeit  des Staatsanwaltes und der Untexsuchungs- 

organe nur innerhalb der Grundsätze und Prinzipien des sozia­

l ist ischen Straf-  und StrafProzeßrechts in enger Anbindung 

an den Inhalt  und die Auslegungsgrundsätze des Strafrechts, 

d. h. f  des materiel len Rechts erfolgen.

Aus diesem Grunde schlagen die Autoren vor,  die Regelungen 

zum Abschluß der Verdachtshinweisprüfung folgendermaßen zu 

überarbeiten:

§ 99 

Entscheidungen

Im Ergebnis der Prüfung ist  zu entscheiden, ob

1. von der Einlei tung eines Ermit t lungsverfahrens 

abzusehen,

2. ein Ermit t lungsverfahren einzulei ten oder


